


Vorwort

Bayern ist ein der Demokratie und der Rechtsstaatlichkeit verpflichtetes Land, seine 

Bewohnerinnen und Bewohner sind der Heimat verbunden und weltoffen zugleich. 

Rechtsextremismus gefährdet die freiheitliche demokratische Grundordnung, die 

Sicherheit und das fried liche Zusammenleben der Menschen in Bayern. Das haben 

insbesondere die Mordtaten des Nationalsozialistischen Untergrunds (NSU), die  

Ermordung des Kasseler Regierungspräsidenten Dr. Lübcke sowie die Anschläge von 

Halle a. d. Saale und Hanau deutlich vor Augen geführt. Diese Gefahren werden von  

der Bayerischen Staatsregierung sehr ernst genommen.

Rechtsextremismus wendet sich stets gegen die Grundlagen unseres Zusammen-

lebens: die von unserer Verfassung garantierten Grundrechte und Werte, wie die Würde 

des Menschen, Freiheit, Demokratie, Toleranz und Gleichberechtigung. Wachsam zu 

sein und unsere freiheitliche Verfassung mit allen Mitteln der wehrhaften Demokratie 

zu verteidigen ist für uns zentraler Auftrag. Daher ist der Staat gefordert, jeglichen For-

men von Intoleranz, Fremdenfeindlichkeit, Antisemitismus und Rassismus entschieden 

entgegenzutreten. Staatliche Institutionen sind hierfür bestens gerüstet. Die Bayerische 

Staatsregierung setzt neben staatlichen Strukturen aber auch auf die Vernetzung und 

Einbindung von zivilgesellschaftlichen Personen und Gruppen, um den geschilderten 

Gefahren effektiv zu begegnen. 

Wir dürfen nicht warten, bis sich ein rechtsextremistisches Weltbild bei einzelnen  

Personen in strafbarem Verhalten äußert. Der Staat und seine Institutionen müssen 

viel mehr im frühen Stadium, vorbeugend, für die demokratische Ordnung werben, 

in der unterschiedliche Weltanschauungen und Lebensstile gleichberechtigt neben-

einanderstehen. Sie müssen über Gefahren aufklären und all jenen zur Seite stehen,  

die durch extremistische Propaganda verfolgt werden.






























